
Erläuterungen zum Entwurf des Zivilgesetzbuchs
Die Volkskammer der DDR hat auf ihrer 13. Sitzung 
am 27. September 1974 in erster Lesung den Entwurf 
eines Zivilgesetzbuchs der DDR zustimmend zur 
Kenntnis genommen. Der Entwurf wurde mit Beschluß 
der Volkskammer vom gleichen Tage den Ausschüssen 
der Volkskammer zur Beratung überwiesen. Gleich­
zeitig wurde festgelegt, daß er in geeigneter Weise der 
interessierten Öffentlichkeit zugänglich zu machen ist 
(vgl. GBl. I S. 475). Die Artikel in diesem und im voran­
gegangenen Heft 22 der „Neuen Justiz“, die dem Ent­
wurf des Zivilgesetzbuchs gewidmet sind, sollen dazu 
ein Beitrag sein. Die Redaktion hat Mitarbeiter des Mi­

nisteriums der Justiz und anderer Staatsorgane sowie 
Rechtswissenschaftler, die maßgeblich an der Erarbei­
tung des Entwurfs beteiligt waren, gebeten, die ein­
zelnen Teile und wichtigsten Probleme des Entwurfs 
des Zivilgesetzbuchs zu erläutern, wobei diese Erläute­
rung dem Aufbau und der Gliederung des Entwurfs 
folgt.
Wir hoffen, den Lesern unserer Zeitschrift mit diesen 
beiden Heften ein Material in die Hand zu geben, das 
es ihnen ermöglicht, sich mit dem Inhalt des Entwurfs 
des Zivilgesetzbuchs vertraut zu machen.
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Die Regelung der Dienstleistungen,
insbesondere hauswirtschaftliche Dienstleistungen und Reparaturen
Die umfassende und zugleich konkrete Ausgestaltung 
der Dienstleistungen im Entwurf des Zivilgesetzbuchs 
bringt die große gesellschaftliche Bedeutung dieser Be­
ziehungen für die Entwicklung der Arbeits- und Le­
bensbedingungen der Werktätigen zum Ausdruck. Es 
ist dabei das besondere Anliegen dieser Regelung, einen 
weiteren wichtigen Schritt auf dem Wege zu gehen, der 
durch den VIII. Parteitag der SED vorgezeichnet wurde. 
Sowohl im Bericht des Zentralkomitees an den Partei­
tag als auch in der Direktive zum Fünfjahrplan für 
die Entwicklung der Volkswirtschaft der DDR 1971 bis 
1975/1/ wurden im Zusammenhang mit der Realisierung 
der Hauptaufgabe ausdrücklich auch die Dienstleistun­
gen für die Bürger angeführt. Es gilt, auch durch die 
Verbesserung des Angebots und der Qualität der Dienst­
leistungen „wesentliche Verbesserungen des täglichen 
Lebens“ herbeizuführen „und viele Anlässe für Rei­
bungen und Verärgerungen aus der Welt zu schaffen“. 
Initiativen für Dienstleistungen werden daher auch „als 
wichtige Staatsangelegenheit“ edngeordnet./2/ Es be­
weist die Übereinstimmung der Länder der sozialisti­
schen Staatengemeinschaft auch in den Details der Ge­
staltung der entwickelten sozialistischen Gesellschaft, 
daß die KPdSU und die kommunistischen und Arbei­
terparteien anderer sozialistischer Länder auf ihren 
Parteitagen entsprechende Orientierungen gegeben ha­
ben.

Staatlich-rechtliche Festlegungen zum Ausbau 
der Dienstleistungen
Nach dem VIII. Parteitag wurde eine Reihe bedeutsa­
mer allgemeiner und auch staatlich-rechtlicher Fest­
legungen getroffen, um die Beschlüsse des Parteitags 
in der Tätigkeit der einzelnen Staatsorgane und der 
Dienstleistungsbetriebe umzusetzen. Das Gesetz über 
den Fünfj ahrplan für die Entwicklung der Volkswirt­
schaft der DDR 1971 bis 1975 vom 20. Dezember 1971 
(GBl. I S. 175) sieht in Abschn. Ill 1 den schrittweisen 
Ausbau der Dienstleistungen und Reparaturen als wich­
tigen Bereich der gesellschaftlichen Produktion vor, und

/l/ E. Honecker, Bericht des Zentralkomitees an den vm. Par­
teitag der SED, Berlin 1971, S. 40 ff.; Dokumente des Vin. Par­
teitages der SED, Berlin 1971, S. 117.
/2/ E. Honecker, Bericht des Zentralkomitees an den vm. Par­
teitag der SED, a. a. O.

zwar unter Hervorhebung des Aspekts der Erleichte­
rung der Hausarbeit für die berufstätigen Frauen.
Im Gesetz über den Ministerrat der DDR vom 16. Ok­
tober 1972 (GBl. I S. 253) schließen die Feststellungen 
über das grundlegende Ziel der Tätigkeit des Minister­
rats, das als die weitere Erhöhung des materiellen und 
kulturellen Lebensniveaus des Volkes gekennzeichnet 
wird, auch die Dienstleistungen ein (§§ 1 Abs. 2; 3 
Abs. 2). In der gleichen Richtung liegen die Regelungen 
der VO über die Aufgaben, Rechte und Pflichten der 
volkseigenen Betriebe, Kombinate und WB vom 
28. März 1973 (GBL I S. 129). Hier werden sowohl in­
haltliche Anforderungen an die wirtschaftsleitende Tä­
tigkeit als auch an die Produktionstätigkeit selbst for­
muliert, wobei ausdrücklich der Geltungsbereich der 
Verordnung auf Betriebe des Dienstleistungswesens 
ausgedehnt wird (§2 Abs. 2).
In unmittelbarem Zusammenhang mit diesen Regelun­
gen stehen auch die Bestimmungen des Gesetzes über 
die örtlichen Volksvertretungen und ihre Organe in 
der DDR vom 12. Juli 1973 (GBl. I S.313). §2 Abs. 3 
legt die generelle Verantwortung der örtlichen Volks­
vertretungen für eine stabile und kontinuierliche Ver­
sorgung der Bevölkerung mit Konsumgütem und 
Dienstleistungen fest. Diese Verantwortung wird kon­
kretisiert für den Bezirkstag und seine Organe in § 25, 
für den Kreistag und seine Organe in § 39 und für die 
Volksvertretungen in den Städten und Gemeinden in 
§ 60. Gemeinsam ist diesen Regelungen, daß sie den 
örtlichen Volksvertretungen konkrete Aufgaben stellen 
und ihnen zugleich die rechtlichen Möglichkeiten ein­
räumen, um die Entwicklung der Dienstleistungen aktiv 
zu fördern.
Die Festlegungen des Gesetzes über die örtlichen Volks­
vertretungen werden bezüglich der Tätigkeit der Hand­
werker und privaten Gewerbetreibenden durch die VO 
über die Förderung des Handwerks bei Dienst- und 
Reparaturleistungen und die Regelung der privaten 
Gewerbetätigkeit vom 12. Juli 1972 (GBL II S. 541) und 
die VO über das Musterstatut der Produktionsgenos­
senschaften des Handwerks vom 21. Februar 1972 (GB1.1
S. 121) ergänzt. Die PGHs erhalten nach §§ 7, 17 der 
FörderungsVO, § 2 PGH-MSt staatliche Planauflagen 
und werden damit voll in die Volkswirschaftsplanung 
einbezogen. Den privaten Handwerkern können staat-
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